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Samstag, 19. November 2022

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Ave Eva: Die Herzog-Festspiele
Bei der offiziellenNomination von EvaHerzog durch die Basler SP kochten die Emotionen hoch.

Zara Zatti

Hätte man die Einladung nicht
gelesen,manhättemeinenkön-
nen, eshandle sich schonumdie
Feier zur Wahl von Eva Herzog
in den Bundesrat. Die offizielle
NominationderBasler SP-Stän-
derätindurch ihreKantonalpar-
tei glich einem Festspiel mit
Lobpreisungen, Umarmungen
undvorTränen feuchtenAugen.
Dabei sind es bis zur eigentli-
chen Wahl noch 20 Tage und
auch über das offizielle Ticket
entscheidetdienationaleSPerst
in einerWoche.

Lang ist esher, dassBasel im
Bundesrat sass. Mit dem Rück-
tritt von Hans-Peter Tschudi
(SP) 1973 verlor die Region ihre
Repräsentation inderLandesre-
gierung. Auch an der Delegier-
tenversammlung am Donners-
tagabend spürte man deutlich:
Baselwill diesenSitzunbedingt.
«Es gehört dazu, dass alle Lan-
desteile abundzu inderLandes-
regierungvertreten sind», sagte
Regierungspräsident Beat Jans
vor den Genossinnen und Ge-
nossen und kehrte die Logik
dann sogleich um. «Es braucht
mehr Basel im Bundesrat, aber
nichtwegenBasel, sondernwe-
gen der Schweiz.»

Von«Evawer?»zur
Favoritinavanciert
BeidenkommendenHerausfor-
derungen, etwa dem schwieri-
gen Verhältnis zwischen der
SchweizundderEU,benötigees
den Geist Evas, den Geist Ba-
sels, sagte Jans. Etwa die Er-
kenntnis, dass man die wichti-
genDingenur grenzüberschrei-
tend erreichen könne.

FürEvaHerzog istdieNomi-
nationeinDéjà-vu. 2010kandi-
dierte sie schon einmal für die
NachfolgevonMoritzLeuenber-
ger (SP) im Bundesrat. Die SP
Basel-Stadt nominierte die Fi-
nanzvorsteherinHerzog. Schon
damals hiess es in den lokalen
Medien: «Es ist Zeit für einen
Bundesrat aus Basel».

Doch die Stimmung ist vor der
diesjährigenWahl eineganzan-
dere.WirdHerzogheuteebenso
national alsFavoritingehandelt,
rechneten ihr damals auch die
lokalen Medien nur geringe
Chancen aus. Als fähig für das
Amt hielt man sie schon 2010,
doch sei sie ausserhalb der Re-
gionkaumbekannt.«Evawer?»,
begann etwa ein Artikel dieser
Zeitungüber ihremöglicheKan-
didatur.Herzog schaffteesdann
auch nicht auf das Ticket, ge-
wählt wurde schliesslich die
BernernSimonettaSommaruga,
in deren Fussstapfen Herzog
nun tretenwill.

Herzog gab nicht auf und
probiert es zwölf Jahre später
noch einmal. Ihre Hartnäckig-
keit war denn auch eine der

Eigenschaften, die bei den Re-
den am Donnerstag besonders
herausgehoben wurden. «Eva
lässt nicht los», sagte etwaTan-
jaSoland,die vonHerzogdasFi-
nanzdepartement geerbt hatte.
Das zweite, was besonders von
ihren Parteikolleginnen betont
wurde, war ihr Kampf für die
Gleichstellung. «Danke dafür,
Eva», meldete sich eine ältere
Frau zuWort.

Wenigerkühl, als es ihroft
nachgesagtwurde
Als sich EvaHerzog für das vie-
le Lob bedankte, glänzten ihre
Augenund ihre Stimmewar be-
legt. Trotz der offensichtlichen
Rührung schien ihr der ganze
Rummel um die eigene Person
unangenehm zu sein: Sie rief

zum Apéro noch bevor sie offi-
ziell nominiertwar.Dasgeschah
denn auch ohne Gegenstimme
oder Enthaltungen.

Jedeund jederwollte andie-
sem Abend ein Stück von
«Eva».DieParteibasiswollte es
sich nicht entgehen lassen, die
vielleicht baldige Bundesrätin
noch einmal hautnah zu erle-
ben. Viele umarmten sie oder
fragten nach einem Selfie. Und
Herzog, über die oft gesagt
wird, sie sei distanziert und
kühl, umarmteundposiertemit
einem breiten Lachen. Viel-
leicht auch, weil sie weiss, dass
jetzt die schönste Zeit ist, egal,
wie es ausgeht: «Auch wenn es
klappt, kommtnachher die har-
te Arbeit», sagte Herzog nach
der Nomination.

Ohne Enthaltungen undmit viel Freude stimmte ihre Kantonalpartei für Eva Herzog. Bild: Keystone

«Esbraucht
mehrBasel im
Bundesrat.»

Beat Jans
Basler Regierungspräsident

Basler Regierung will keine Gratis-Kitaplätze
Der Regierungsrat setzt in seinemGegenvorschlag zur Kita-Initiative auf günstigere Plätze und bessereQualität.

Laura Ferrari

27,7 Millionen sollen die Mass-
nahmendesvomRegierungsrat
erarbeiteten Gegenvorschlags
zur Kita-Initiative «Kinderbe-
treuung für alle» der SP Basel-
Stadt kosten. Zusätzlich zu den
rund40MillionenFranken, die
aktuell bereits fürdieSubventio-
nenderKinderbetreuungausge-
geben werden. «Mit unserem
Massnahmenpaket soll die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf auf einneuesLevel gehoben
werden», sagt Regierungsrat
Conradin Cramer an der Me-
dienkonferenz.

Der Gegenvorschlag be-
inhaltet zwei Kernelemente:
Einerseits sollen die Kitas für
alle Familien günstigerwerden,
andererseits müssen aber auch
dieArbeitsbedingungendesBe-

treuungspersonals in den Kitas
verbessert werden. Anders als
die im Sommer 2020 einge-
reichte Initiativewill der Regie-
rungsrat nichtGratis-Kitaplätze
anzweiTagenproWocheanbie-
ten, sondernunter anderemdie
Elternbeiträge senken.

«WirwollennichtFreizeit
finanzieren»
Somit sollen Eltern für einen
Vollzeitplatz in einer Kinderta-
gesstättemit Betreuungsbeiträ-
gen nur noch maximal 1600
Franken pro Monat bezahlen.
Aktuell belaufen sichdieKosten
aufmaximal 2599Frankenmo-
natlich. «Die Initiative will die
Kita an zwei Tagen pro Woche
gratis anbieten, egal ob die El-
tern arbeiten oder nicht. Das
geht uns zu weit, wir wollen
nichtFreizeit finanzieren», sagt

Cramer.MitdemAusbauderEl-
ternbeiträge sollen einerseits
wenig verdienende Familien
entlastet werden, aber auch für
gut verdienende Eltern ein An-
reiz geschaffen werden, ihre
Kinder ineinerKindertagesstät-
te betreuen zu lassen.

«Bei gut Verdienenden
bleibt ein Elternteil oft zu Hau-
se, da die Kosten für eine exter-
ne Kinderbetreuung sehr hoch
sind. Das wollen wir ändern»,
sagt Cramer. Tiefere Kosten
auch für gut verdienendeEltern
stärken den Anreiz, einer Er-
werbstätigkeit nachzugehen
oder das Pensum zu erhöhen.
«Dies ist ein wichtiger Beitrag
zur Bekämpfung des Fachkräf-
temangels», sagtCramer.Eben-
falls soll derMinimalbetrag von
300 Franken auf 150 Franken
gesenkt werden und der Ge-

schwisterbeitrag für Familien
mit mehreren Kindern wird auf
alle Familien ausgedehnt.

Von54Millionenauf
125MillionenFranken
Im letzten Jahr hat der Regie-
rungsrat in einer Schätzung an-
gegeben,die SP-Initiative«Kin-
derbetreuung für alle» würde
rund 54MillionenFranken kos-
ten. Jetzt ist plötzlich von 125
Millionen Franken die Rede.
Dieser viel höhereBetrag seidas
Resultat einer genaueren Be-
rechnung, sagt Chantal Müller

vom Erziehungsdepartement
Basel. Der Betrag von 125 Mil-
lionen setzt sich zusammen aus
der kostenlosen Kinderbetreu-
ung bis zumAbschluss des Kin-
dergartens und den Qualitäts-
verbesserungen in denKitas.

Letztereentsprechendener-
arbeiteten Verbesserungen des
Gegenvorschlags, unter ande-
rem der Erhöhung des pädago-
gisch ausgebildeten Fachperso-
nals. Zudemwird mit einer Zu-
nahme der Belegung von
Kitaplätzen um 50 Prozent auf-
grunddeskostenlosenAngebots
gerechnet. Das bedeutet einen
AnstiegderBetreuungsquote in
Kitas von44Prozent auf66Pro-
zent. «Wir rechnen auch beim
Gegenvorschlag mit einem An-
stiegderBelegungen», sagtCra-
mer. Es werde aber ein anderer
Anreiz geschaffen, als wenn

Gratis-Kitaplätze angeboten
würden. «Es ist uns ein Anlie-
gen, dieArbeitsbedingungenzu
verbessern unddieQualität der
Kitas zuerhöhen», sagtCramer.
Dazugehört, dassPraktikantin-
nenundPraktikantenkünftig im
Betreuungsschlüssel nichtmehr
gleich angerechnet werden sol-
len wie eine voll ausgebildete
Fachperson.

Dafür muss das Fachperso-
nal ausgebaut werden. Dies sei
eine grosse Aufgabe, sagt Cra-
mer: «In Basel ist die Situation
aber gut. Gerade das Lohn-
niveau ist in Basel höher als in
anderen Kantonen.» Die Ent-
scheidung über die Initiative
und den Gegenvorschlag liegt
nun beimGrossen Rat. Der Re-
gierungsrat plant die Umset-
zung des Massnahmenpakets
auf Anfang 2024.

27,7
Millionen kostet die Um-
setzung des Gegenvor-
schlags der Regierung.

Vorstoss für
38-Stunden-Woche
Arbeitszeit NachdemimBasler
Parlament kürzlich eine Anfra-
ge eingereicht wurde, ob die
Arbeitszeit für dieAngehörigen
desPolizeikorpsunddamit auch
der restlichen Verwaltung auf
40 Stunden proWoche gesenkt
werden könnte, doppelt die SP
nun nach. Grossrat Pascal Pfis-
ter fordert fürdieKantonsange-
stellten die Reduktion auf eine
38-Stunden-Woche – bei gleich
bleibendemLohn.

Eingereicht wurde die For-
derungalsMotion.Falls dasPar-
lament diese überweist, muss
dieRegierung eineVorlage aus-
arbeiten. Und die Chancen ste-
hen gut. Neben Vertretenden
der SP und des Grün-Alternati-
venBündnisseshabenauchdrei
Mitglieder der Grünliberalen
und ein SVP-Grossrat den Vor-
stossmitunterschrieben.

InderPrivatwirtschaft sei es
längst üblich, zur Bekämpfung
des Fachkräftemangels mit
einer Arbeitszeitreduktion die
Attraktivität als Arbeitgeberin
oderArbeitgeber zu steigern, ar-
gumentiertPfister. «Roche,No-
vartis, Swisscom und andere
vergleichbare Unternehmen in
der Region haben mit 40 Stun-
den längst eine geringere Wo-
chen-, aber auch tiefere Brutto-
jahresarbeitszeit undmoderne-
re Arbeitszeitmodelle.» Um
konkurrenzfähig zubleibenund
neue Mitarbeitende gewinnen
zu können, sei heute eine Wo-
chenarbeitszeit von 38 Stunden
notwendig. Dies sei einewirkli-
cheEntlastungund fördereetwa
die Vereinbarkeit von Familie
undBeruf.Dabei sei dieflexible
Ausgestaltungwichtig, alsodass
etwa Sabbaticalsmöglich sind.

Noch nicht bekannt ist, was
die Arbeitszeitreduktion finan-
ziell für den Kanton bedeuten
würde. 2021 schlug der Perso-
nalaufwand in der Erfolgsrech-
nungmit 1,34Milliarden zuBu-
che. Geht man davon aus, dass
die reduzierten Stunden direkt
durchzusätzlicheMitarbeitende
kompensiert werden müssten,
würde dies rund zehn Prozent
höhere Personalkosten für den
Kantonbedeuten –also rund134
MillionenFrankenpro Jahr. (hys)


